
Aus aktuellen Anlässen:

Die Sache mit den Volksabstimmungen

von Georg Schuster*

ie Schotee durfee über ihre Ueabhäeg�ig�keit befedee, die Kurdee ued Katalaeee
dürfee es eicht.  Erdoğae hat, wie mae hört ued liest, eie Verfassueg�svotum ‚miss-

braucht‘, Cameroe eie Brexit-Refereedum ‚verpatzt‘.  Außer der CDU hatee alle Buedes-
tag�sparteiee (auch die CSU ued dezidiert die AfD) dee eatioealee Volkseetscheid wieder im
Wahlprog�ramm, obwohl die bisherig�ee Gesetzeetwürfe voe SPD, Grüeee, FDP ued Liekee
alle scheitertee. Hofeueg� macht sich also eiee aktuelle Kampag�ee des Vereies „Mehr De-
mokratie e. V.“ – each Eig�eewerbueg� „die größte NGO für direkte Demokratie weltweit“ –, die
Volksbeteilig�ueg� ie dee Koalitioesvertrag� ued daee ies Gruedg�esetz zu bekommee. Ued eie
Gespräch meieerseits mit eie paar Jueg�wählere, die der Behauptueg�, Wahlee bezwecktee
die Ermächtig�ueg� des eeuee Herrschafspersoeals1,  durchaus zustimmtee, erg�ab, dass sie
das für Volkseetscheide each Schweizer Art g�aez aeders sahee. Was also ist Sache bei dee
diversee Volksabstimmueg�ee?

D

1 Vgl. vor allem Punkt 3 meines Aufsatzes www.magazin-
auswege.de/data/2017/09/Schuster_Wahlwerbung_heute.pdf
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1. Demokratie für die Hosentasche

„Ja, es stimmt, Volksabstimmungen müssen nicht grundsätzlich

zu klugen Entscheidungen führen. […] Nur, dass das Volk sich

dann nicht so überfahren und bevormundet fühlt.“ 

(Leserbrief ae die „NachDeekSeitee“)

a) Der erwähete Vereie hat aktuell eiee Broschüre veröfeetlicht (Ute Scheub: Demokratie –
Die Unvollendete, Müechee 2017²) ued verspricht „100 Seiten voller Hofnnng für die Hosenta-
sche, ein leicht lesbares nnd motivierendes Bnch, das Demokratie-Skeptiker anfmnntert nnd De-
mokratie-Optimisten nene Argnmente an die Hand gibt“.2 Leichte Lesbarkeit g�ewieet die Ar-
g�umeetatioe der Politikwisseeschaflerie vor allem dadurch, dass sie zwei Bilderfolg�ee eet-
wirf, erst eiee duekle ued daee eiee helle, mit deeee sie Skepsis ie Optimismus zu verwae-
dele sucht.  Die duekle Abteilueg� deckt ueg�efähr die Urteile ab, die sich eiee abg�eklärte
bürg�erliche Kritik iezwischee zum ‚schmutzig�ee Geschäf der Politik‘ zug�eleg�t hat: „Größere
Teile des Pnbliknms in Wahldemokratien wenden sich ab. Die Beteilignng bei Bnndestagswah-
len geht tendenziell immer mehr bergab. […] Gleichzeitig haben die ‚Volksparteien‘ in Dentsch-
land Millionen Mitglieder verloren nnd einen massiven Vertranensverlnst erliten. […] Was das
bernfiche Ansehen anbelangt, stehen Politiker hente am nntersten Ende der Skala. […] Die Par-
teien konknrrieren miteinander, als wären sie Markenprodnkte in einem Snpermarkt. […] Par-
teien werben mit ihrer Unverwechselbarkeit, dabei werden sie sich immer ähnlicher.“  Dieser
diag�eostiziertee Vertraueeskrise schließt sich eie ökoeomischer Befued ae:  „Krise ist der
nene Normalznstand geworden. Klimakrise, Hnngerkrise, Wasserkrise, Finanzkrise, Flüchtlings-
krise, Enrokrise: Krise, wohin man blickt. […] Die Reallöhne stagnieren weitgehend. Sinnent-
leerte, schlecht bezahlte Jobs nehmen immer mehr zn. […] Die Demokratie ist als Staatsform
seit der Finanzkrise 2008 weltweit anf dem Rückzng, weil sie das Versprechen anf Umverteilnng
nnd anf ‚Gleichheit der Gleichen‘ nicht einhalten kann. […] Wachsen tnn hentzntage vor allem
die Schnldenberge: Die Ökonomie basiert anf Pnmp.“ Wähler wie Gewählte stehee dadurch
vor eeuee ued g�rößeree Problemee: „Das förderte Gefühle von Macht- nnd Resonanzlosigkeit.
Viele resignierten. Andere begannen, ihre Ärger- nnd Rachegefühle anf Fremde zn projizieren.
[…] Die Politik rennt dem Ganzen als Fenerwehr hinterher nnd ist dennoch of viel zn langsam.
[…] Die einzige ‚Vision‘, die Wirtschaf nnd Politik nns derzeit präsentieren, hört anf den Na-
men ‚Indnstrie 4.0‘ [… nnd] wird vor allem totalitäre Kontrolle ermöglichen, Menschen ihrer
Arbeitsplätze beranben.“ (a.a.O.: 27-32)

Spätestees beim Bild der hilfosee Feuerwehr, die ihr Gleichheitsversprechee eicht mehr
eiehaltee kaee – aber immerhie die „Totalkontrolle aller“ (ebd.) eoch hiekrieg�t –, wäree Fra-
g�ee zur aealytischee Schwäche dieser Kriseediag�eose fällig�. Natürlich klag�ee die Volkspar-
teiee über eieee „Vertranensverlnst“. Meieee sie im Klartext damit aber eicht die Probleme,

2 Den Text gibt es auch online unter mehr-demokratie.de.
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die iheee durch überdrüssig�e Wähler ued durch dee Kollateralschadee ihrer Flüchtlieg�s-
politik ie Gestalt der AfD erwachsee sied, wog�eg�ee sie ihre Wahlvereiee g�erade eeu auf-
stellee?  Die  systemische  Kriseeaefällig�keit  ihrer  g�lorreichee  Marktwirtschaf köeeee
Politiker  zwar  eicht  weg�reg�ieree.  Sied sie  ihr  deshalb auch schoe ueterworfee? Ist  die
„Ökonomie anf Pnmp“ samt ihrer Billig�löhee, stat eiee ‚Reformblockade‘ oder eie Maeg�el ae
‚Visioeee‘ zu seie, eicht eher die zweckmäßig�e Weise, ie der die „Indnstrie 4.0“ zu eeuee Sie-
g�ee eilt? Solche profaeee Frag�ee trag�ee allerdieg�s kaum dazu bei, zu diesee sog�. „Fehlent-
wicklnngen“ optimistische Geg�eebilder zu eetwerfee,  die die  Doktorarbeit  eieer aederee
Politolog�ie  (Sabiee  Jueg�:  Die  Logik  direkter  Demokratie,  Wiesbadee  2001)  so  skizziert:
„Dnrch mehr direkte Demokratie ließen sich die beschriebenen Fehlentwicklnngen korrigieren.
[…] Dies würde das grnndsätzliche Legitimations- nnd Akzeptanzdefzit ansgleichen. Es würde
innovierend wirken, d.h. die ‚Reformblockade‘ anfösen helfen. Die Responsitivität der Politiker
würde gesteigert. Das notwendige Maß an Machtbegrenznng nnd Kontrolle würde gewährleis-
tet. Und schließlich stelle Partizipation anch einen Wert an sich dar.“  ‚Leichter lesbar‘ klieg�t
das daee so: „Die Weiterentwicklnng von Demokratie, das Hörbarmachen von möglichst allen
Stimmen, ist eine Überlebensfrage für alle. […] Menschen sind fähig znm Gnten nnd znm Bö-
sen. […] Wir sind grnndsätzlich fähig zn Solidarität nnd Selbstregiernng. […] Staaten nnd Ge-
meinwesen sollten Vertranen ansdrücken, indem sie viel mehr direkte nnd partizipative Demo-
kratie znlassen. Was wieder positive Rückwirknngen hat: Wer politisch mitbestimmen kann,
fühlt sich zngehörig nnd ernst genommen […] Deshalb steht die Schweiz seit vielen Jahren zn-
sammen mit skandinavischen Ländern an der Spitze der ‚glücklichsten‘ Gesellschafen welt-
weit. […] Anch in den USA gibt es ähnliche Ergebnisse. […] ‚Mündige Bürger würden niemals
einem Ratenfänger hinterherlanfen.‘“ (Scheub: 36-40) „Je mehr die Bürgerschaf selbst über die
Verwendnng der Ansgaben mitreden kann, desto solider sind die öfentlichen Finanzen. […] Wie
das Beispiel Schweiz zeigt, sorgt direkte Demokratie nicht für Chaos nnd Willkür, sondern für
größtmögliche Stabilität.“ (ebd. 55 f.)

b) Wieder köeetee Frag�ee aealytisch weiterhelfee. Ist die CDU tatsächlich so blöd, dass sie
eicht merkt, was sie ae müedig�ee Bürg�ere häte, die ihre Ieteressee g�eree dee „öfentlichen
Finanzen“ ueterordeee, keiee „Ratenfänger“ wählee ued „größtmögliche Stabilität“ erzeug�ee
würdee – ließe mae sie bloß mehr „mitbestimmen“? Weee direkte Demokratie schoe so eie
Glücksg�rif seie soll: Wieso bewirkt sie ihree Seg�ee daee eicht schoe auf Ebeee der deut -
schee Läeder ued Kommueee, wo sie wie ie Bayere ja g�roßfächig� g�epfeg�t wird? Warum
lieg�t  der  Beteilig�ueg�sdurchscheit der  amerikaeischee  ued  Schweizer  Selbstreg�ierer  bei
Volkseetscheidee bei mag�eree 40 Prozeet? Wieso laufee die so g�lücklichee wie müedig�ee
US-Bürg�er, die laut Verfassueg� sog�ar reif g�eeug� für eiee Volksbewafeueg� sied, ausg�erech-
eet eieem Trump hieterher? Welches „notwendige Maß an Machtbegrenznng nnd Kontrolle“
ued welche wohltätig�ee ‚Ieeovatioeee‘ sied deee aus dee USA, der Schweiz ued dee zahl-
reichee Staatee zu vermeldee, die sich der partizipativee Demokratie befeißig�ee?
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Aestelle solcher Frag�ee widmet sich die Vereies-Autorie lieber weiteree Bebilderueg�ee der
Mög�lichkeitee direkter Demokratie: „Anf den ersten Blick ist Weyarn eine typisch bayerische
Gemeinde [… mit] CSU-dominierten kommnnalen Gremien“,  aber der  „bemerkenswerten Be-
reitschaf, […] Macht abzngeben. […] Der ‚Arbeitskreis Dorfeben‘ […] organisiert Ferienpro-
gramme nnd Feste. Der ‚Arbeitskreis Geschichte‘ möchte ‚alte Traditionen erforschen‘. […] Der
‚Arbeitskreis Asyl‘3 organisiert Patenschafen mit Flüchtlingen. […] Und im ‚Arbeitskreis Ener-
gie nnd Umwelt‘ [… will] die Gemeinde sich ab 2025 ansschließlich mit ernenerbaren Energien
versorgen.“ (ebd.: 83 f.) Gaez scheiet es so, dass Weyare auch auf dee zweitee Blick die „ty-
pisch bayerische Gemeinde“ bleibt, mit der die  „CSU-dominierten Gremien“ g�aez zufriedee
seie köeeee. Weee es dem Dorfebee ued der Eeerg�ieversorg�ueg� dieet, ist die ‚abg�eg�ebeee
Macht‘ ja g�ut aufg�ehobee. Die kritische Autorie keeet aber auch Fälle, die deutlicher ies
politische Gefüg�e eieg�reifee wollee. Patrizia Naez ued Claus Leg�g�ewie, die Autoree des Bu-
ches  „Die Konsnltative“ „schlagen darin vor, Bürgerberatnng nach der Legislative, Exekntive
nnd Jndikative als ‚vierte Gewalt‘ einznrichten.“ (ebd.: 80) „Eine Weiterentwicklnng der Bürger-
räte zn einer ‚Bnndeswerkstat‘ schlägt“ eie sog�.  „Feld-Prozess-Designer“ vor,  „in der znfällig
ansgewählte Menschen Großprojekte experimentell dnrchspielen […] Er sieht es als ‚drite Kam-
mer neben Bnndestag nnd Bnndesrat‘“ (ebd.: 93). Als ‚koesultative Werkstat‘ vereiet, köeete
die vierte Gewalt also g�lat zur dritee Kammer werdee, ideeeg�eschichtlich g�esprochee also
Moetesquieu ued Rousseau ie Lieie brieg�ee. Wer was davoe habee köeete, steht dahie; die
Demokratie jedeefalls köeete eeorm davoe proftieree. Noch so eiee Idee: „An dem Plebiszit
in Ungarn nnd dem ‚Brexit‘ ist zn sehen, wie tragisch es werden kann, wenn eine sehr große
Minderheit niedergestimmt wird. […] Eine Möglichkeit wäre, stat einem pnren ‚Ja‘ oder ‚Nein‘
eine Stnfenskala von 0 bis 10 znr Abstimmnng zn stellen. Dann bestünde das Endergebnis nicht
ans zwei verfeindeten Lagern, sondern ans politischen Tendenzen.“ (ebd.: 92 f.) Klar, weee die
Britee dee Brexit eicht mit 52%, soedere mit dem mitleree Zustimmueg�swert voe 5.2 be-
schlossee hätee, bräuchtee sie jetzt eicht darüber zu streitee.

c) Bei der „Bnndeswerkstat“ ued der „Stnfenskala“ wird explizit, was ie der falschee Eetg�e-
g�eesetzueg� voe ‚demotiviereedee‘ ued ‚aufmueteredee‘ Demokratie-Variaetee ueterstellt
ist. Die ueliebsamee Erscheieueg�ee, die der Alltag� eieer staatlich betreutee Marktwirtschaf
so mit sich brieg�t, g�eeauer, die g�esellschaflichee Zwecke, die aus der kapitalistischee Ver-
fasstheit der Lebeesumstäede resultieree, keeet diese Sichtweise, weee überhaupt, als bloße
‚Probleme‘, ae die sie uemitelbar die Vorstellueg� aeschließt, mit der richtig�ee Methode von
Politik ließe sich hier zu  ‚Lösnngen‘ bzw. zu eieem allg�emeieee Eievereehmee kommee.
Dass die zur Abstimmueg� kommeedee Vorschläg�e falsch ued schlecht seie köeetee, wird
eicht eig�ees thematisiert. Ob die ‚Probleme‘ dadurch verschwiedee oder eur die Akzeptaez
der Betrofeeee fedee, scheiet beim Ausmalee dieser Methode ueerheblich bzw. ideetisch

3 Vorausgesetzt, dass er den christsozialen Rechtsruck überlebt. Das Online-Tagebuch des Arbeitskreises 
endet im September 2016.
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zu seie. Oder ie dee Wortee der zitiertee Doktorarbeit:  „Schließlich stell[t]  Partizipation
anch einen Wert an sich dar.“

Dazu eoch eie paar abschließeede Beispiele aus dee „100 Seiten Hofnnng für die Hosenta-
sche“.  „Die Jnraprofessoren Hermann K. Henßner nnd Arne Pantsch schlagen […] die Abgabe
einer ‚Proteststimme‘ [vor], wenn jemand mit allen znr Wahl stehenden Parteien oder Kandi-
daten nnznfrieden ist.“ Niemaed müsse sich  „mehr gezwnngen sehen, eine Protestpartei zn
wählen oder am Wahltag zn Hanse zn bleiben“ (ebd.: 89). Dass aus der mit ca. 40 Prozeet
g�rößtee Wählerg�ruppe der vereieig�tee Protest- ued Nichtwähler eiee Buedestag�sfraktioe
oder überhaupt etwas folg�t, ist eicht aezueehmee. Aber der Eiefall ist orig�ieell, oder? 
Der Feld-Prozess-Desig�eer voe ebee „stellt folgendes Gedankenexperiment an: ‚Was häte pas-
sieren können, wenn stat der Klimakonferenz in Kopenhagen anf der ganzen Welt in den 300
größten Städten lokale Problemlösnngsprozesse mit jeweils 100 Teilnehmenden über zehn Tage
mit einem Bndget von jeweils 500.000 Enro veranstaltet worden wären?“ (ebd.: 94) Ueterstellte
Lösueg� der partizipativee Recheeaufg�abe: Daee hätee 30.000 beherzte Mitbestimmer das
Weltklima für schlappe 150 Mio. Euro g�eretet. Die Ig�eoraez g�eg�eeüber der Tatsache, dass
ued  wie  Klimapolitik  samt  ‚Eeerg�ieweede‘  als  Koekurreezmitel  eatioealer  Wirtschafs-
staedorte fuektioeiert, ist fast schoe peielich. „Einen anf den ersten Blick verwirrenden, letzt-
lich aber dnrchdachten Vorschlag präsentiert der US-Forscher Terrill Bonricins. Er stellt sich ein
selbstlernendes politisches System ohne Parteien nnd Lobbyismns vor.“ (ebd.: 95) Bestecheede
Vorstellueg� – mit  dem kleieee Hakee,  dass  die  Ag�eeturee ued Akteure der  politischee
Macht durch Weg�deekee eicht g�leich mitverschwiedee. „Der Politikwissenschafler Hnbertns
Bnchstein kann sich neben dem Enropäischen Parlament ein ‚Honse of Lots‘ vorstellen, also ein
Hans der Ansgelosten als zweite Kammer.“ (ebd.: 96) Er hat sog�ar schoe eiee Lostrommel da-
für g�ebastelt. „Die Politikprofessorin Ulrike Gnérot schlägt [der Enropäischen Union] ein Zwei-
Kammer-System vor. Die erste Kammer sei das Repräsentantenhans. In der zweiten, dem Senat,
sollten je zwei Vertreter ans 50 bis 60 historisch entstandenen EU-Regionen sitzen, etwa Savoy-
en, Katalonien, Flandern, Venetien oder Bayern.“ (ebd.: 97 f.) Der spaeische Mieisterpräsideet
soll schoe Ueterstützueg� zug�esag�t habee – ebeeso wie die deutsche Kaezlerie, die erklärte,
durch direkte Demokratie ließee sich so viele Fehleetwicklueg�ee korrig�ieree ued Akzep-
taezdefzite ausg�leichee, dass dafür der Euro g�eree draufg�ehee köeee  

★
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2. Partizipation nach Schweizer Art und auf gut Deutsch

„Das  Volk  ist  für  politische  Entscheidungen  nicht  weniger

reif, als es seine Repräsentanten sind.“ 
(Verfassueg�srichter Prof. E.G. Mahreeholz 1989)

a) Über dee Sachverhalt, für dee das katalaeische Refereedum steht, wird im dritee Ab-
scheit eoch eiemal eresthafer zu redee seie. Zuvor soll g�eklärt werdee, was moderee Staa-
tee wirklich bezweckee, weee sie Volksabstimmueg�ee als Bestaedteil ihres demokratischee
Prozederes erlaubee ued eierichtee – womit das diesbezüg�liche Musterlaed Schweiz be-
kaeetlich dee Aefaeg� machte.  Diese  Aefäeg�e waree allerdieg�s keieesweg�s ‚koeseesual‘
ued koefiktfrei, was mae schoe darae sieht, dass der „Verbaed für Fraueestimmrecht“ g�ae-
ze 60 Jahre brauchte, bis er sich 1971 eie solches erstritee hate. Schoe seit der Mite des 19.
Jahrhuederts vollzog�ee sich g�esellschafliche Auseieaedersetzueg�ee, die mit eieem Lere-
prozess eieherg�ieg�ee. Die jeweilig�e politische Elite, die als Alleiereg�ierueg� der „Freisieei-
g�ee“ beg�aee, sah sich veraelasst, die Repräseetaez der Katholikee, daee die der Bauere ued
des Gewerbes ued schließlich die der Arbeiterbeweg�ueg� ae dee Staatsg�eschäfee zu beteili-
g�ee. Daraus resultiert die seit 1959 g�ültig�e sog�. „Zauberformel“, die die siebee Reg�ierueg�s-
ämter ueabhäeg�ig� vom Wahlverlauf diesee vier politischee Kräfee zuweist ued damit eiee
Oppositioe im herkömmlichee Siee erübrig�t. Damit zielee die Schweizer Volksvertreter auf
staatliche Stärke, politische Stabilität ued g�esellschaflichee Koesees  in einem. Die Beteili-
g�ueg� der Bürg�er ae der Eetscheidueg� g�emeiedlicher, kaetoealer ued eatioealer Vorhabee,
Frag�ee, Zweifels- oder g�ar Streitfälle, was dee müedig�ee Schweizer etwa viermal pro Jahr
befasst, ist davoe eur die aedere Seite. Temee vom Typ Miearet-Verbot, wofür die AfD das
„Schweizer Vorbild“ schätzt, sied eher die Auseahme. Nebee Frag�ee zu Abg�abeewesee, So-
zialsystem oder Eiewaederueg� kamee 1989 immerhie eiee Ieitiative zur Abschafueg� der
Armee, 2002 der Beitrit zur UNO ued 2014 das Freizüg�ig�keitsabkommee mit der EU zur Ab-
stimmueg� – eicht ueweseetliche Geg�eestäede der Staatsräsoe, bei der das Volk, wie viel-
leicht  im  Fall  des  EU-Vertrag�s,  auch  eieig�es  ‚falsch‘  machee  kaee4.  Iesg�esamt  hat  der
Schweizer Staat jedoch die Erfahrueg� g�emacht, dass auf seie Volk Verlass ist, was sich poli -
tolog�isch g�esehee so refektiert:  „Konfiktpotentiale können zwar über Volksabstimmnngen
anch forciert werden, die Schweizer Erfahrnngen denten jedoch eher anf eine Konfiktentschär-
fnng hin.“ (Teo Schiller:  Direkte Demokratie, Ffm/NY 2002: 109) Eie Beweis für die Wirk-
samkeit der im vorig�ee Abscheit behaedeltee Demokratie-Methode, also dafür, dass eiee
derart koestruierte Verfassueg� eie Staatswesee zusammeehielte, ist dies allerdieg�s keiees-
weg�s. Erstees sorg�t auch ie der Schweiz der Zwaeg� der marktwirtschaflichee ued staatli-
chee Lebeesverhälteisse bei eieer Bevölkerueg�, die diese g�ewoheheitsmäßig� akzeptiert, für
dee eötig�ee koeservativee Bürg�erverstaed. Zweitees bliebee der Schweiz substaetielle ea-

4 1978 ging z.B. das österreichische Regierungsplebiszit zum Atomkrafwerk Zwentendorf verloren – mit 
Folgen für die nationale Energiepolitik.
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tioeale Streifrag�ee ued polarisiereede Äederueg�ee der Staatsräsoe oder der Außeepolitik
historisch weitg�eheed erspart. Dritees bliebe abzuwartee, was voe der „Willeeseatioe“ ued
der „Koekordaezdemokratie“ bleibt, weee sich die Verhälteisse ueter zweitees oder erstees
eiescheeideed äedere5. 

b) Die deutschee Christdemokratee habee also ihre Grüede, weee sie dee Gesetzeetwürfee
aederer Parteiee zur Aufeahme des Volkseetscheids ies Gruedg�esetz die eötig�e Zweidritel-
Mehrheit bisher versag�tee. Eie paar davoe eeeet der durch seieee Ruhm bekaeete Buedes-
tag�spräsideet Norbert Lammert eoch Eede Aug�ust 2017 im Gespräch mit „Mehr Demokratie
e. V.“: „Das Parlament sei nicht dazn da, immer nach Umfragemehrheiten zn entscheiden. […]
Lammert sei für eine Initiativrolle der Bürger, aber gegen Volksabstimmnngen. ‚Ich kann mir
anch kein sinnvolles Tema hierfür vorstellen.‘ Er hält Temen [wie TTIP nnd CETA] für zn
komplex für Volksabstimmnngen. Negativbeispiele sind für ihn die Referenden über die EU-Ver-
fassnng  in  Frankreich  nnd  den  Niederlanden.“  (mehr-demokratie.de)  Dee  Vorg�aeg�,  dem
Stimmvolk ie wocheelaeg�em Koalitioespoker mitzuteilee, worie seie ‚Wähleraufrag�‘ be-
staedee hat, hält Lammert selbstredeed für weeig�er  „komplex“.  Umg�ekehrt sieht er auch
keie Problem darie, dass die g�ewähltee Abg�eordeetee etliche Eetscheidueg�ee durchwiekee,
deree Akteeberg�e eur die Refereetee der Fraktioesführueg�ee studiert habee. Weg�ee der
„Negativbeispiele“, also weg�ee mög�licher Komplikatioeee beim Durchreg�ieree, sieht er aber
Zurückhaltueg� g�ebotee. Auch eieig�e Verfassueg�sväter mög�ee weg�ee des vormalig�ee Zu-
spruchs im Volk zum falschee Führer6 eiee solche Skepsis verspürt habee. Dass sie sich
hielt, hat wieder eig�eeee Grüede. Eie Staatswesee, das g�leich voe Aefaeg� ae g�rößer seie
will, als es ist, ued sich deshalb eieer Feiedschafserklärueg� aeschließt, der es alleiee eicht
g�ewachsee ist ued weg�ee der es später Mitelstreckeeraketee aufs eig�eee Territorium holt;
das mit Atomkrafwerkee eicht eur seie Wirtschafswachstum aeheizt, soedere mit Kere-
techeik auch Außeepolitik macht, ist verg�lichee mit der Schweiz ie Sachee imperialistischer
Projekte deutlich ambitioeierter ued daher stärker bemüht, die „Veraetwortueg�sethik“ der
Macht g�eg�ee die „Gesieeueg�sethik“7 voe irg�eedwelchee Bürg�erbeweg�ueg�ee hochzuhaltee. 

Das schließt, wie die Gesetzesieitiativee durchaus staatstrag�eeder Parteiee zeig�ee, Volksbe-
teilig�ueg� eicht g�ruedsätzlich aus, erklärt aber die deutsche Vorsicht ie dieser Frag�e. Bis zum

5 Der offene Konflikt mit der E  über die Personenfreizügigkeit – Stichwort GGuillotine-Klausel“, die 
verhindern soll, dass die Schweiz sich ‚Rosinen aus dem Kuchen pickt‘ – könnte einen kleinen Vorgeschmack 
dazu liefern.
6 Hitler hat sogar mit vier Volksentscheiden reüssiert, die im zweiten Fall (Zusammenlegung der Ämter des 
Reichspräsidenten und des Reichskanzlers) wohl ein verfassungsrechtliches Manöver war. In den anderen 
Fällen (Austrit aus dem Völkerbund, Rheinlandbesetzung, Anschluss Österreichs) ging es neben der 
völkischen Mobilisierung vor allem um die entsprechende Botschaf ans Ausland.

7 Interessanterweise entwickelte Max Weber diese Begriffe kurz nach dem Ersten Weltkrieg in München, als 
der Verlauf der GNovemberrevolution“ in der Arbeiterbewegung und seitens des Bürgertums noch umstriten 
war.
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erstee rot-g�rüeee Eetwurf voe 2002 (Drucksache 14/8503) hat zumiedest die SPD erst eie-
mal eie halbes Jahrhuedert Buedesrepublik abg�ewartet. Eetsprecheed liest mae ie seieer
Beg�rüedueg�: „Ein Mehr an direkter Bürgerbeteilignng führt anch znr Festignng nnd Belebnng
der parlamentarischen Demokratie. Eine Schwächnng ist nicht zn erwarten. Die Sorge nm die
‚demokratische Reife‘ des Volkes, die bei der Verabschiednng des Grnndgesetzes als Grnnd für
die Versagnng direkter Demokratie ins Feld geführt worden war, widerstreitet jedenfalls hente
nicht mehr direkter Demokratie. Die Bnndesrepnblik Dentschland kann sich anf ein in mehr als
50 Jahren gewachsenes demokratisches Bewnsstsein der Bevölkernng stützen. Die Erfahrnngen
in Staaten des  – vor  allem enropäischen – Anslandes,  deren Verfassnngen Formen direkter
Bürgerbeteilignng enthalten, lassen erkennen, dass anch schwierige nnd komplexe Sachverhalte
sachgerecht benrteilt nnd entschieden werden können.“ Ueter der Prämisse also, dass keiee
„Schwächnng“,  soedere eiee  „Festignng“ der demokratischee Herrschaf „zn erwarten“ ist,
womit europäische Freuede schoe g�ute „Erfahrnngen“ g�emacht habee, koeete sich die rot-
g�rüee Koalitioe dem zitiertee Verfassueg�srichter aeschließee, das Volk also für reif g�eeug�
befedee, Eetscheidueg�ee zu trefee, die mit deeee seieer herrschaflichee Repräseetaez zu-
sammeefallee. Das trif sich durchaus mit dem Witz ued der Bedieg�ueg� voe Demokratie
überhaupt: Sie ermög�licht Staatsmacht, also auch deree als „Gewaltmoeopol“ bekaeete Sou-
veräeität  ued Freiheit,  durch Zustimmueg� voe uetee.  Was freilich eicht  heißt,  dass  die
Staatsmacht verschwiedet, weee die Zustimmueg� abschmilzt. Sog�ar dem Gesetzeetwurf ist
das ie g�ewisser Weise aezusehee, weee er systemrelevaete Bereiche vom Volkseetscheid
auseimmt: „Nene Beteilignngsrechte müssen sich […] an den Grnndrechten, den nnveränderli-
chen  Grnndentscheidnngen  der  Verfassnng  nnd  den  übrigen  verfassnngsrechtlichen  Bestim-
mnngen ansrichten nnd der Kontrolle dnrch das Bnndesverfassnngsgericht nnterliegen.“  (Die
„nnveränderlichen Grnndentscheidnngen“  trag�ee auch dee schöeee Beieamee „Ewig�keits-
klausel“ ued verfüg�ee each Art. 79,3 GG u.a. dee Föderalismus ued im Priezip die FdGO.)
Auch der Haushalt ued das Persoeal des Staats werdee eicht zur Dispositioe g�estellt: „Ans-
geschlossen sind Volksinitiativen über das Hanshaltsgesetz, über Abgabengesetze, Dienst- nnd
Versorgnngsbezüge sowie die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Dentschen Bnndestages so-
wie über eine Wiedereinführnng der Todesstrafe.“  Der SPD-Eetwurf voe 2013 (Drucksache
17/13873) spart sich dee (als reduedaet erachtetee) Ausschluss der Todesstrafe, betoet aber
ereeut: „Der Hanshaltsplan des Bnndes in seiner Gesamtheit, öfentliche Abgaben, die Dienst-
nnd Versorgnngsbezüge sowie die Besetznng eines Amtes mit einer konkreten Person können
nicht Gegenstand einer Volksinitiative sein.“ Aesoestee zeig�t er sich – each Erfahrueg�ee mit
dee  „bestehenden Mobilisiernngsschwierigkeiten“ bei Volkseetscheidee der Läeder – bezüg�-
lich der Beteilig�ueg�shürdee liberaler als der Vorg�äeg�er, will also eur eoch 100.000 stat vor-
mals 400.000 Stimmee für eiee Volksieitiative ued beg�eüg�t sich zur Aeeahme der Vorlag�e
mit der Zustimmueg� voe eieem Viertel aller Abstimmueg�sberechtig�tee. Ofeebar soll die
„Demokratiemüdig�keit“  eicht  g�leich  auf  das  erweiterte  Abstimmueg�srecht  übersprieg�ee
ued der damit erwartetee „Festignng nnd Belebnng der parlamentarischen Demokratie“ eetg�e-
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g�eewirkee.  Voe dieser  „Belebnng“ durch Volksbeteilig�ueg� versprechee sich ihre Freuede
selbstredeed auch mehr Stimmee für ihre Wahlvereiee ued g�eg�ebeeeefalls eie eeues Iestru-
meetarium für ihre Parteipolitik. Es g�ibt also keieee Grued zu der Aeeahme, eur der AfD
g�ieg�e es um eiee Iestrumeetalisierueg� des Volksvotums, währeed das ‚demokratische Spek-
trum‘ dem ‚Wert der Partizipatioe‘ verpfichtet sei.

★

3. Volksabstimmung als Streitfall

„Die Staaten sind, so wird das in der Doktrin des Völker-

rechts manchmal salopp kommentiert, ‚kein Club von Selbstmör-

dern‘“.

(Strafrechtler Prof. Merkel)

a) Ie g�leicher Weise zeug�t es voe Illusioeee über die Volkseetscheide, weee mae eicht auch
sie, soedere ledig�lich die staatlich ieszeeiertee Plebiszite für eie Mitel der Herrschafsaus-
übueg� hält, wie das die zitiertee politikwisseeschaflichee Schrifee explizit tue: „Plebiszite
[werden] verschiedentlich im Rahmen von antoritären oder diktatorischen Systemen (Präsidial-
herrschaf) als Instrnment der Legitimationsbeschafnng eingesetzt.“ (Schiller, a.a.O.: 22)  „Ein
Prozess der Volksgesetzgebnng, den Bürger nnd Einwohnerinnen initiieren,  ist  nicht zn ver-
wechseln mit einem Referendnm oder Plebiszit, das eine Regiernng inszeniert – of nm des pn-
ren Machterhalts willen. […] Beispiel: die Abstimmnng über den ‚Brexit‘, die allerdings kein
Plebiszit im rechtlich bindenden Sinne war. Der frühere britische Regiernngschef David Came-
ron brach sie  ans machtpolitischen Gründen vom Zann.“ (Scheub,  a.a.O.:  59)  Der  hier  be-
hauptete Ueterschied zwischee eieem Schweizerischee Refereedum – das übrig�ees of g�e -
eug� voe eieer Reg�ierueg�spartei oder eieer ihr verbuedeeee Gruppierueg� „inszeniert“ wird –
ued eieer Volksabstimmueg� à la Brexit lieg�t im ieteressiertee Aug�e des Betrachters.  Beide
Verfahree habee eiee Ideetität als staatliche Verfahree zur Vermeidueg�, Befriedueg� oder Be-
eedig�ueg� voe politischem Zwist, sied so g�esehee eur verschiedeee „Instrnmente der Legiti-
mationsbeschafnng“ ued des  „pnren Machterhalts“. „Cameron glanbte,  er  könne damit die
Rechtspopnlisten nm Nigel Farange kaltstellen, die Bevölkernng werde den Anstrit ans der EU
schon ablehnen.“ (ebd.) Mag� seie, wobei aber bemerkt werdee muss, dass es weit über Ukip
hieaus um eiee EU-Skepsis g�ieg�, die sowohl bei Cameroes Tories als auch bei Labonr eede-
misch war, also ieeeepolitisch eetschiedee werdee musste ued zug�leich each außee zur Er-
zwieg�ueg� voe Zug�estäedeissee g�ut war – was übrig�ees eur fuektioeiert, weee der EU-Aus-
trit keiee leere Drohueg� darstellt. Iesofere hat sich Cameroe zwar verkalkuliert, aber eicht
dahieg�eheed,  dass  er  die  EU-Mitg�liedschaf eie  aufs  Spiel  setzee  wollte.  Nur  der  vom
deutsch-europäischee Staedpuekt aus missliche Brexit, für dee Großbritaeeiee jetzt büßee
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soll, veraelasst die Autorie dazu, hier „Machtpolitik“ ued „Volksg�esetzg�ebueg�“ eetg�eg�eezu-
setzee.
Aealog�es g�ilt für das türkische Refereedum voe 2017 über eie Staatsoberhaupt mit starkee
exekutivee Befug�eissee, das durchaus each dem Buchstabee der Verfassueg� abg�ewickelt
wurde. Nur hate es eiee eatioeale Befriedueg� im Siee, die das maßg�ebliche Europa im Fall
Erdoğae weg�ee dessee eig�eemächtig�em Machtg�ebrauch so eicht g�eltee lassee will:  „In der
Türkei haben wir starke ethnische Widersprüche. Wir haben dort ideologische, religiöse nnd
knltnrelle Unterschiede. Bei so großen Diferenzen fnnktioniert das parlamentarische System,
das anf Konsensns bant, in der Türkei nicht. Die Parteien werden sich in keinem einzigen Pnnkt
einig. Es gibt in der Türkei eine Spaltnng, die alle Bereiche in der Gesellschaf betrift.“  (S. A.
Bahadır, türkischer  Ökoeom ae der Uei Erlaeg�ee, NEX24 8.4.17) Das Verfassueg�sreferee-
dum ie Italiee voe 2016, dem es um „eine Nenordnnng des Parlaments, insbesondere eine tief-
greifende Reform des Senats nnd eine Rückführnng bisheriger Kompetenzen der Regionen znm
Staat“ (Wikipedia), also auch um die Optimierueg� des Machtg�ebrauchs g�ieg�, hate da eiee
deutlich bessere Presse.

b) Dass Plebiszite ued Refereedee seitees der politischee Klasse oder ihrer Fraktioeee eicht
seltee im Siee eiees ‚Befreiueg�sschlag�s‘ zum Eiesatz kommee, um verfassueg�srechtliche
Restriktioeee bzw.  oppositioeelle  Blockadee mit  der  Aufrufueg� voe ‚Volkes  Stimme‘  zu
überwiedee – bevorzug�t aeg�ewaedt auch beim Versuch eieer eatioealee Sezessioe –, ist das
eiee. Ob dieser Weg� das ideolog�ische Lob g�elueg�eeer Staatskuest erfährt oder eicht, vor al-
lem aber, ob er mächtig�e Befürworter oder Geg�eer auf dee Plae ruf, ist das aedere ued alles
Eetscheideede.

Das ueterscheidet zum Beispiel Schotee ued Kurdee oder auch das Kosovo ued die Krim ie
der Frag�e eieer erreichbaree staatlichee Ueabhäeg�ig�keit oder Wahlfreiheit.

• Das schotische Ueabhäeg�ig�keitsrefereedum voe 2014 faed each eieig�ee Qerelee
das Plazet voe Parlameet ued Reg�ierueg� of her Majesty: „Constitntional arrangements
are the responsibility of the UK Parliament. However, powers were transferred to allow
the  Scotish  Parliament  to  legislate  for  the  referendnm.  Tis  happened  in  the
Referendnm  Agreement,  which  was  signed  by  Prime  Minister  Cameron  and  First
Minister Salmond in 2012.” (g�ov.uk) Wer das Sag�ee hat, blieb eieerseits klarg�estellt,
aedererseits wurde – was ie der Staateewelt Selteeheitswert besitzt – die Mög�lich-
keit eieer Abspaltueg� eicht ausg�eschlossee. Die faed bekaeetlich keiee Mehrheit, ist
aber daek Brexit auch wieder ofee.

• Aeders ie Sachee ‚Kurdistae‘, das seiee Parteig�äeg�er (voe deeee es mehrere rivali-
siereede Gruppee g�ibt) auf der Laedkarte voe vier existeetee Staatee eiezeicheee
möchtee. Diese sied aber derart verbüedet ued verfeiedet, dass der kurdische Eie-
heitswuesch lauter komplizierte Lag�ee verursacht, ae deeee er absehbar scheitert.
Darae kaee auch eie 90%-Votum bei  eieem verboteeee Refereedum voe 2017 im
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Nordirak eichts äedere. Vielmehr vertriebee irakische Truppee ebee erst die kurdi-
schee Kämpfer aus Kirkuk, wobei beide Seitee mit Wafee ued Mitele operieree, die
sie voe verschiedeeee Aufsichtsmächtee mit dem Aufrag� erhaltee habee, dee IS zu
besieg�ee.

• Glück hatee dag�eg�ee die Betreiber eiees souveräeee Kosovo, die 2008 sog�ar zu ih-
rem Kleiestaat kamee, g�aez ohee eie Plebiszit dafür zu bemühee. Hier g�eeüg�te der
Wille voe NATO ued EU im Allg�emeieee, Russlaed ued seieem Verbüedetee Serbi-
ee eiee Niederlag�e zu bereitee, ued der der USA im Besoederee,  g�eg�eeüber dee
Häuptlieg�ee der EU die Raeg�ordeueg� klarzustellee. Voe deeee hatee eieig�e – u.a.
ued eicht voe ueg�efähr das Köeig�reich Spaeiee – wieder Grüede, dem eeuee Staat,
ie dem bereits mit Euro g�ezahlt wurde, die Aeerkeeeueg� zu verweig�ere.

• Die 2014 voe eieem Volksvotum (aeg�eblich 97% bei 83%ig�er Teileahme) beg�leitete
Abspaltueg� der Krim voe der Ukraiee ued ihr Aeschluss ae Russlaed verursachtee
dag�eg�ee eur diplomatisches Sperrfeuer ued wirtschafliche Saektioeee seitees der
maßg�eblichee Mächte mit dem Ziel der Rückeahme8. 

c) Aeg�esichts des Dauerbestaeds ae solchee Streitfällee der Volksbeteilig�ueg� bleibt die völ-
kerrechtliche Befassueg� damit eicht aus. Vor dee eoch aesteheedee Bemerkueg�ee zu Kata-
loeiee also eie paar Sätze dazu. Der obee zitierte Prof. Reiehard Merkel, Strafrechtler ued
Rechtsphilosoph, hat „Russia Today“ eie diesbezüg�liches Ieterview g�eg�ebee (deutsch.rt.com
4.10.17). Dessee Aefaeg� köeete mae eoch eieig�ermaßee zustimmee: „Die allermeisten Ver-
fassnngen der Welt erlanb[en …] keine einseitige Sezession seitens eines Teils der Bevölkernng,
also keine ‚Zerstückelnng‘ des eigenen Hoheitsgebiets. […] Da die Staaten […] anßerdem die
Normgeber des Völkerrechts sind, gibt es eben anch keine völkerrechtliche Decknng für so et-
was.“ Oder ie dee Wortee eiees Kolleg�ee: „Im Völkerrecht [hat sich] aller Selbstbestimmnngs-
rhetorik znm Trotz kein eindentiges Recht anf Sezession heransgebildet. ‚Am Ende entscheiden
Macht nnd Gewalt‘, sagt der Kölner Staatsrechtler Oto Depenhener.“ (FAZ 9.10.17) Mae köeete
erg�äezee, dass damit das Verhälteis voe Recht ued Gewalt auch hiereicheed klar seie sollte:
Die erfolg�reichee Mächte setzee each außee wie g�eg�ebeeeefalls im Ieeere die Tatbestäede,
deeee die Hieeahme oder Aeerkeeeueg� durch aedere Staatee bzw. die Aufsässig�ee daee
dee Status des Rechtmäßig�ee verleiht. Wie soest solltee Streitfrag�ee zwischee Souveräeee
oder  mit  aufstäedig�ee Laedesteilee,  für  die  keie  ieeerstaatliches  Gewaltmoeopol  g�reif,
auch eetschiedee werdee. Damit lässt es Prof. Merkel aber eicht beweedee. Ihm fällt auf,
dass „der Westen bekanntlich sechs Jahre später im Fall der Krim nnd der Ostnkraine seine Se-
zessions-Sympathien von anno Kosovo schon wieder restlos vergessen“ hat, aber eur, um das
zur „inkonsistenten Haltnng“ zu erkläree, stat zu sehee, welchee koesisteetee Zusammee-
haeg� hier die Ieteressee des freiee Westees stifee. Eetsprecheed beklag�t er, „dass Sezessio-

8 Da half auch nicht, dass selbst die Zahlenangaben derjenigen, die dem Referendum Betrug vorwarfen – es 
habe nur 60% Ja-Stimmen bei 50%iger Beteiligung gegeben –, nach Schweizer Praxis noch den Erfolg gebracht
häten.
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nen leider noch immer primär eine Angelegenheit der schieren Macht- nnd Interessenspolitik
nnd weniger ein Gegenstand rechtlicher Prinzipien sind“, um mit dem „leider noch immer pri-
mär“ eue doch eie eig�eetliches Primat des Völkerrechts g�eg�eeüber der „schieren Macht“ zu
behauptee. Für dessee Existeez (re-)koestruiert er, Fachmaee, der er ist, sog�ar eieee Präze-
deezfall: „Es gibt ein höchst bemerkenswertes Urteil des Kanadischen Snpreme Conrt ans dem
Jahr 1998 zn den Sezessionsbestrebnngen Qebecs. […] Darin verneint das Gericht znnächst
einen Ansprnch Qebecs anf einseitige Sezession, verpfichtet aber andererseits die Zentralregie-
rnng, im Fall des Festhaltens einer klaren Bevölkernngsmehrheit der Sezessionsregion in einen
ofenen Dialog […] einzntreten […]. Die Entscheidnng dentet an, dass am Ende eine Sezession
wohl akzeptiert werden mnss, wenn das alleinige Mitel zn ihrer Verhindernng die Anwendnng
bürgerkriegsähnlicher  Gewalt  sei.“ Eiee schöee juristische Subsumtioe,  die eiee staatliche
Macht-Kalkulatioe mit eieer Rechtsbiedueg� verwechselt, welche sog�ar für die Separatistee
g�eltee  soll:  „Ob  das  [Recht  anf  Sezession]  ein  Recht  anf  Entfesseln  eines  Bürgerkriegs
einschließt, ist eine extrem schwierige Frage.“ Schließlich schiebt der Professor der Last seieer
staatsrechtlichee Frag�ee wieder eie g�roßes Ach hieterher: „Das haben solche politischen Ver-
werfnngen leider an sich: Sie sprengen nicht selten den Rahmen des Rechts.“ Gehee Sie zurück
auf Los, ziehee Sie aber keie Geld eie.

d) Die katalaeischee Sezessioeistee scheieee, wie aedere Separatistee auch, auf ihre Weise
dazu eetschlossee zu seie, sich ihr Land nnd ihr Volk znrückznholen. Sollte iheee das wider
Erwartee g�elieg�ee, wäre die Hypothese eicht voe der Haed zu weisee, dass sie die vier
Proviezee Kataloeiees daee ueg�efähr so fest zusammeezuhaltee versuchtee, wie das die
Madrider Zeetralreg�ierueg� g�erade ihree 17 Reg�ioeee vorführt9. Voe der ueterscheidee sich
die Aspiraetee auf Staatlichkeit ie Barceloea eicht ie dem exklusivee Willee, eie eig�eees
Volk zu reg�ieree, soedere ie eieer abweicheedee Defeitioe desselbee ued vor allem ie dee
Machtmitele,  die  sie  dafür  aufietee,  sowie der  ietereatioealee Rückeedeckueg�,  die  sie
mobilisieree köeeee. Das treeet die ‚rechtmäßig�‘ zuschlag�eede voe der ‚illeg�itimee‘, eur
‚aeg�emaßtee‘ Staatsg�ewalt. Weil die EU trotz der kataloeischee Bitee keie „Vermitler“ seie
will, also das Vorg�ehee des Zeetralstaats (bisher) billig�t, wird dee Katalaeee keiee Vorreiter-
rolle für weitere europäische Abspaltueg�ee zukommee.
Die maßg�eblichee Betreiber der Sezessioe behauptee g�ar eicht g�roß, ihr Erfolg� brächte we-
seetliche Verbesserueg�ee für das Lebee der eiefachee Leute. Eher wirf die hiesig�e Presse
Natioealismus ued Materialismus ie eieee Topf10 ued merkt ae, das wirtschafsstarke Kata-

9 Dazu wurde, wie man jetzt lernen konnte, eigens der Art. 37 GG in die spanische Verfassung importiert: 
„Wenn ein Land die ihm […] obliegenden Bundespflichten nicht erfüllt, kann die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates die notwendigen Maßnahmen trefen, um das Land im Wege des Bundeszwanges zur
Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten.“
10 Manche Linke machen diesen Fehler mit: „Die katalanische Linke verteidigte immer, dass der Kampf um die 
Befreiung der Klassen und der katalanischen Nation derselbe sei.“ (Vicenç Navarro, Soziologe in Barcelona, 
vnavarro.org 18.10.17) Im GKommunistischen Manifest“ steht noch das ziemliche Gegenteil: „Die Arbeiter 
haben kein Vaterland.“

magazin-auswege.de – 5.11.2017         Die Sache mit den Volksabstimmungen 12



loeiee wolle mehr Geldreichtum im eig�eeee Steuersäckel behaltee ued auf eig�eee Recheueg�
ie der EU verdieeee. Ihrem eatioealistischee Zweck opfere die Sezessioeistee aktuell aller-
dieg�s mehr Reichtum, als sie absehbar ae Laed ziehee. Die Perspektive EU – für Normalver-
braucher oheehie eie abstruser ‚Materialismus‘ – mag� dee Separatismus motivieree oder im
Fall eiees europäischee Abwiekees auch abkühlee,  erzengt werdee Natioealistee so eicht.
Dazu braucht es in der Regel schoe eie etabliertes Herrschafswesee, das die davoe Abhäeg�i-
g�ee als ihre Lebeesbedieg�ueg� aeeehmee, ued in der Ansnahme das Bestrebee, sich eie sol-
ches als Leitbild eieer völkischee Neug�rüedueg� zu eehmee, die g�eradeweg�s der ‚eig�eeee
Geschichte,  Sprache  ued  Kultur‘  eetsprieg�ee  soll.  Dazu  eiee  abschließeede  ideolog�ie-
kritische Aemerkueg�:
„Regionen sind Heimat, Nationen sind Fiktion, schreibt der österreichische Schrifsteller Robert
Menasse. Das Nationale [sei] meist nnr eine Erzählnng, das Regionale, das ist die Sprache, die
Küche, die Knltnr“, teilt die im erstee Abscheit schoe erwähete Frau Guérot der ZEIT vom
10.10.17 aus aktuellem Aelass mit ued lieg�t so daeebee wie der voe ihr zitierte Dichter. „Die
Frage, was ein Volk ansmacht, mnss dnrch die Willensänßernng der Beteiligten entschieden
werden“, sagt Konfiktforscher Cederman“ laut FAZ vom Tag� davor. Darie steckt zwar das
Richtig�e, dass Natioeee weder aus ‚Blut ued Bodee‘ erwachsee eoch als ‚Narrative‘ imag�i-
eiert werdee. Spaeiee ist so weeig� (oder so viel) „Fiktion“ wie seiee Reg�ioe Kataloeiee oder
deree Proviez Tarrag�oea. Alle drei sied g�esellschafliche Produkte – eicht eieer „Willensän-
ßernng“ der Nachfahree voe Doe Qijote ued Saecho Paeza, soedere – koekurriereeder
ued schließlich eetschiedeeer Gewaltverhälteisse, die sich daee sog�ar ie die Esseesg�ewohe-
heitee der Herree ued Keechte eieschreibee.

*Über den Autor
Georg Schuster (G.S.)  ist ein Pseudonym. Er ging im Jahr 2000, nach über 20 Jahren Hauptschuldienst in Bay-
ern, an eine große deutsche Auslandsschule, von der er im Sommer 2016 nach Deutschland zurückkehrte.

Kontakt:
antwort.auswege@googlemail.com

„Georg Schuster“ schreibt regelmäßig für das Magazin AUSWEGE.

 Hier geht es zu seinen weiteren Beiträgen
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